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UNTERLAGEN ZUR PRESSEKONFERENZ

Freitag, 30. Juni 2006, 13:30 Uhr

Landhotel Eckhard, Eisenstrasse 94, 4451 St. Ulrich/Steyr

mit:

Landesrat Rudi ANSCHOBER

Landessprecher der Grünen OÖ

Nationalrat DI Dr. Wolfgang PIRKLHUBER

Grüner Agrarsprecher im Parlament

Spitzenkandidat Traunviertel für die Nationalratswahl 06

3. Landtags-Präs.in Doris EISENRIEGLER

Grüne Frauensprecherin im OÖ. Landtag

Sabine SCHARDAX

Grüne Bezirkssprecherin

Thema: 

„Alles, was wir wollen“ – Vorrang für Frauen

Die Grüne Infotour06 macht im Bezirk Steyr-Land Station

Landessprecher Rudi Anschober:

Steyr-Land hat energetisches

Entwicklungspotenzial
Ein Vorzeigeprojekt: 

Windpark Laussa
Errichtet 1996 auf 900 Meter Seehöhe, besteht der Windpark Laussa aus drei Anlagen der Marke Tacke TW 600. 

Technische Daten: 
43m Rotordurchmesser
50m Nabenhöhe
Netzbetreiberin ist die Energie AG, Betreiberin der Anlage selbst ist die Erneuerbare Energie Laussa GmbH.

	2.587.209 
	kWh bisher gemeldete Gesamtproduktion

	2.587.212
	kWh Jahresmittel, das ist Strom für 

	739 
	durchschnittliche Haushalte (3500kWh p.a.) 

	71.867 
	kWh Monatsmittel pro Anlage

	862.404 
	kWh Jahresmittel pro Anlage

	594 
	kWh/m²a spezif. Ertrag


Wasser als Thema in der Region

Geordnete Abwasserbeseitigung im ländlichen Raum

Das Land Oberösterreich, die Grünen und natürlich speziell Wasserlandesrat Anschober bekennen sich zur nachhaltigen Sicherung der Wasserressourcen. Einer der wichtigsten Bereiche dieses Bestandteiles der Daseinsvorsorge ist eine geordnete und wirtschaftliche Abwasserentsorgung flächendeckend für Oberösterreich.

Am Beispiel des Bezirkes Steyr-Land stößt man hier sehr bald auf die Grenzen der zentralen Entsorgung mittels Kanal und Reinigung in Großkläranlagen. Die dünne Besiedlung und das unwegsame Gelände erfordern Alternativen. Um auch hier die Schutzziele für Grund- und Oberflächengewässer zu erreichen, können neben einer verbesserten Senkgrubenbewirtschaftung (Stichwort: Dichtheit, ausreichende Größe) „Abwasseranlagen in Streulage" einen wertvollen Beitrag dafür leisten. Zur Zeit werden im Wasserressort neue Richtlinien und ein Ratgeber zu diesem Thema erarbeitet. Darin werden die Standards für Kleinkläranlagen (u.a. auch Pflanzenkläranlagen) hinsichtlich Reinigungsleistung und Einleitbedingung in sehr kleine Gewässer bzw. anschließender Verrieselung neu definiert.

Projekt „Alpine Objekte 2000+“

Wichtige Erkenntnisse und Erfahrungen für die Abwasserentsorgung im Ländlichen Raum werden beim Projekt „Alpine Objekte 2000+" gesammelt, das einen Schwerpunkt im Bezirk Steyr-Land hat.

Die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung von öffentlich zugänglichen Objekten (Schutzhütten u.ä.), die über 600 Meter und mindestens 1/2 Stunde Fußweg vom nächsten Siedlungsgebiet entfernt liegen, wird dabei an den Stand der Technik angepasst. In 3 Prioritätstufen werden sukzessive Lösungsvorschläge genau abgestimmt auf die jeweilige Situation erarbeitet. Prioritätsstufe 1 haben dabei 31 Objekte, davon allein 14 im Bezirk Steyr-Land, die entweder im Bereich Wasserversorgung oder Abwasserentsorgung großen Handlungsbedarf aufweisen. In den vergangenen eineinhalb Jahren wurden dafür bereits Lösungsentwürfe erarbeitet, die Umsetzung soll nun auf Antrag der Betreiber erfolgen und wird bis zu 80% vom Land Oberösterreich gefördert. 

Hochwasser-Vorhersagemodell für die Enns und Steyr

Warn- und Alarmierungssysteme als Teil des Hochwasserschutzpaketes

Analog zur Donau soll auch für das Einzugsgebiet der Enns und Steyr ein Modell entwickelt werden, das eine verbesserte Vorhersage und damit auch optimierte Steuerung des Hochwassergeschehens anstrebt. Die Verknüpfung von meteorologischen und hydrologischen Daten ist umso schwieriger, je kleiner das Einzugsgebiet und je unvorhersehbarer die lokalen Wetterentwicklungen sind (z.B. Alpenraum). Dieses Vorhaben stellt daher auch wissenschaftlich eine große Herausforderung dar. Es ist aber wichtig, jede Chance zu nützen, die Hochwasserschäden zu minimieren. Insbesondere für die Stadt Steyr zählt jeder Zentimeter, den der Hochwasserpegel nicht erreicht, und jede Minute frühere und exaktere Warnung der betroffenen Bevölkerung.

Eine grundsätzliche Machbarkeitsstudie liegt bereits vor, der Auftrag zur konkreten Entwicklung des Modells wird in den nächsten Tagen erteilt.

NR-Wahlkandidat Wolfgang Pirklhuber: „Regionalentwicklung muss Frauen-Anliegen verstärkt berücksichtigen“

„Durch das neue Programm für die ländliche Entwicklung 2007-2013 muss endlich die Stellung der Frauen im ländlichen Raum gestärkt werden“, fordert Wolfgang Pirklhuber, Grün-Abgeordneter und Spitzenkandidat im Traunviertel. 

„Um die Gleichstellung von Bäuerinnen und Bauern in der Agrarpolitik nachhaltig zu verbessern, bedarf es „Pro-Aktiven-Handelns“.  Eine aktuelle Studie der Bundesanstalt für Bergbauernfragen mit dem Titel „Frauen und Politik am Land“, die von Theresia Oedl-Wieser soeben publiziert wurde, zeigt, dass Frauen in den agrarischen Institutionen und im agrarischen Handel massiv unterrepräsentiert sind. 

„In der Interessensvertretung sind fast alle wichtigen Positionen männlich besetzt. Präsident und Vizepräsident der Landwirtschaftskammer Oberösterreich, alle Bezirksbauernkammern werden von Männern geführt. Von 15 Bezirksbauernkammern in Oberösterreich ist eine einzige Frau in der Leitung des Sekretariats. Auch in den Führungsgremien des Raiffeisen-Konzerns in Österreich – sowohl in der 13-köpfigen Generalanwaltschaft, als auch im 33 Personen umfassenden Vorstand – sitzen nur Männer“, informiert Pirklhuber. 

Mehr Frauen in die Entscheidungsgremien

„Hier muss ein Umdenken in kleinen Schritten beginnen. Gerade bei den Projekten des Regionalforums Steyr-Kirchdorf muss in Zukunft verstärkt darauf geachtet werden, dass bei allen innovativen Umsetzungsprojekten von der Dorferneuerung über den Tourismus bis zur integrierten Wirtschaftsentwicklung die Chancen für Frauen gleichwertig berücksichtigt werden“, fordert Pirklhuber, der als Grün-Abgeordneter auch Mitglied im Vorstand des Regionalforums ist.

„Besonders in die Entscheidungsgremien, den so genannten lokalen Aktionsgruppen (zB. ANNE), die über eingereichte Projekte entscheiden, müssen verstärkt Frauen eingebunden werden. Meine Forderung geht damit auch an den zuständigen Bundesminister Pröll und auch an das Regionalmanagement Oberösterreich sich dafür stark zu machen“, so Pirklhuber. 

„Empowerment“, um Frauen für Entscheidungsgremien vorzubereiten

Begleitend braucht es auf jeden Fall auch zusätzliche Maßnahmen wie „Empowerment“, um Frauen für Entscheidungsgremien vorzubereiten, und auch die entsprechende Schulungsarbeit und Aufklärung in den derzeit noch „männlich geprägten regionalpolitischen Netzwerken, denn letztlich kommt die vermehrte Einbindung von Frauen in die Entscheidungsfindung allen zu Gute“, ist Pirklhuber überzeugt.

Doris Eisenriegler: „Alles, was wir wollen – Vorrang für Frauen“

Unter dem Titel  „Vorrang für Frauen“ machen die Grünen auf die nach wie vor schlechte soziale Absicherung und die Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt aufmerksam. 

Vollzeitbeschäftigte Frauen verdienen in Oberösterreich netto nur 72 % dessen, was ein vollbeschäftigter Mann verdient. Im Bezirk Steyr-Land beispielsweise beträgt das durchschnittliche Jahresnettoeinkommen von Männern 25.012 Euro, während Frauen sich durchschnittlich mit 14.391 Euro begnügen müssen. Ca. 80 % der Teilzeitbeschäftigten sind Frauen. 83 % der unbezahlten Familienarbeit werden in Oberösterreich von Frauen erbracht.

Auch im 21. Jahrhundert offensichtlich noch nicht selbstverständlich: Frauen haben die gleichen Rechte wie Männer

Mit diesen Zahlen gehört Österreich zu den Schlusslichtern in der EU. Aktionsprogramme für Frauenbeschäftigung und Wiedereinstieg, aber auch Anreize für eine gerechtere Verteilung der Betreuungsarbeit sind daher Gebot der Stunde. 

Eine auf Initiative der Grünen von der OÖ Landesregierung beim WIFO in Auftrag gegebene Pilotstudie zu Gender Budgeting, das heißt die Auswirkungen der Budgetverteilung auf Männer und Frauen, belegt die bestehenden Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen.

Die Studie zeigt, dass Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen in vielfältiger Hinsicht gegeben sind – so im Bereich der Einkommensverteilung, der Verteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit, der Verteilung von Macht und Einfluss, der Verteilung von ökonomischen, gesellschaftlichen und politischen Teilhabemöglichkeiten etc. 

Schlüssel zum selbstbestimmten Leben

Frauen haben das gleiche selbstverständliche Recht auf Einkommen, Arbeitsplatz, Karriere, Selbstbestimmung, Anteil an Macht oder gesellschaftlichem Einfluss wie Männer. Die Grünen sehen es als gesellschaftspolitische Notwendigkeit und als staatliche Aufgabe, durch gezielte politische Maßnahmen die Gleichstellung von Männern und Frauen zu erreichen. Denn wirtschaftliche Unabhängigkeit und die eigenständige Existenzsicherung sind der Schlüssel zum selbst bestimmten Leben. 

Trotz inzwischen Überrepräsentation von Frauen in Höheren Schulen und Universitäten, stoßen sie nach wie vor in vielen Bereichen an die so genannte „Gläserne Decke“. Daher muss für verstärkte Anreize für Unternehmen, wie zum Beispiel an frauenfördernde Maßnahmen und Einkommensgerechtigkeit gebundene Wirtschaftsförderung, gesorgt werden, die sicherstellen, dass Spitzenpositionen für Frauen gleich gut erreichbar werden wie für Männer. In der Politik und in der öffentlichen Verwaltung können Frauenquoten sicherstellen, dass Frauen Positionen entsprechend ihren Leistungen erringen können.

Die Betreuung von Kindern und pflegebedürftigen Angehörigen muss selbstverständlich Sache beider Geschlechter sein. Flexible Karenzregelungen und eine gute arbeitsrechtliche Absicherung für Eltern sowie ein Recht auf eine qualitätsvolle Infrastruktur an Kinderbetreuungseinrichtungen sind die Voraussetzung dafür, dass der Wiedereinstieg in den Beruf nach der Babypause für Unternehmen und Eltern erfolgreich verläuft.

Sabine Schardax: Gewalt in der Familie ist kein Kavaliersdelikt!

Die Zahl der Frauen und Kinder aus Steyr-Land und Stadt, welche im Frauenhaus Steyr Schutz vor den gewalttätigen Übergriffen der Männer suchen, steigt stetig. Die geschätzte Dunkelziffer jener, die sich keine Unterstützung für ihre entsetzliche Lebenssituation suchen, ist ebenso prägnant.

Schardax: „Innerhalb der vergangenen 3 Jahre fanden 370 Frauen und 400 Kinder als  Zufluchtsort einen sicheren Wohnplatz im Frauenhaus.“ 

Auch die telefonischen bzw. persönlichen Beratungen durch die Mitarbeiterinnen des Frauenhauses stiegen auf jährlich 670 Personen.

Die Meinung einiger Mitmenschen sollte uns aufhorchen lassen: „Dem Thema wird zu viel Aufmerksamkeit geschenkt, mir hat das ja auch nicht geschadet“ und „wenn früher wegen solcher Kleinigkeiten wie blauen Flecken die Polizei gerufen worden wäre, wäre bei meinen Eltern jeden Tag die Polizei gekommen....“ 

Alle Menschen haben Rechte!

Sabine Schardax: „Ein gesellschaftliches Umdenken kann Frauen und Kindern helfen, rascher ein Leben ohne Angst vor psychischer und körperlicher Gewalt zu führen. Jeder einzelne kann dazu beitragen, dass Gewalt welcher Form auch immer nicht als gerechtfertigte „erzieherische Maßnahme“ angesehen wird.  Gewaltausübungen auch innerhalb der Familie sind strafbar! Oftmals hilft es schon, betroffenen Opfern einen Kontakt zu den öffentlichen Beratungsstellen wie dem Kinderschutzzentrum, der Interventionsstelle gegen Gewalt und dem Frauenhaus zu vermitteln. Sehr schnell wissen die Opfer dann, dass Gewalt weder normal ist, noch rechtfertigbar und dass sich die Opfer nicht dafür schämen müssen, was ihnen vom Täter angetan wird. Vielen gelingt durch die fachliche Unterstützung der Beratungsstellen das Beenden einer von Verletzungen geprägten Beziehung.“ 

Als erste Maßnahme haben die Grünen Steyr-Land die Interventionsstelle gegen Gewalt eingeladen, am 30. Juni um 17 Uhr ein Referat zum Thema „Gewalt in der Familie“ abzuhalten. Alle Elternvereinsobleute, alle Volks- und Hauptschulen des Bezirkes und alle Interessierte sind dazu eingeladen. Themenschwerpunkte des Referates sind: Was ist Gewalt (psychische, körperliche)? Wodurch fühlen sich Täter so bestärkt? Welche Rechte haben Kinder/Menschen? Wie kann Opfern/Betroffenen geholfen werden? Hilfe zur Selbsthilfe...

Politik muss handeln: Jedes 2. Kind von Alleinerziehenden erhält keinen, zu wenig oder nur unregelmäßig Unterhalt/Alimente

Das Bild, das Frau von ihrem Leben hat, veränderte sich zweifellos in den vergangenen Jahrzehnten. Frauen sind selbstbewusster, wollen ihre Begabungen und Stärken entfalten können, sich nicht mehr unterdrücken lassen. 

Sabine Schardax: „Die gesellschaftlichen Veränderungen gehen besonders im ländlichen Raum oftmals enorm schleppend voran! Politische und gesetzliche Missstände blockieren den Weg der Frauen noch zusätzlich!“

Eine Viertelmillion Alleinerzieherinnen

Das klassische Familienmodell von Vater, Mutter, Kind existiert immer seltener: In Österreich gibt es bereits mehr als eine Viertelmillion Alleinerzieherinnen, davon betreuen im Bezirk Steyr-Land und Stadt ca. 3.500 alleinerziehende Mütter über 4.500 Kinder.

Infolge gesetzlicher Mangelhaftigkeit bekommen jedoch 48% dieser „Scheidungskinder“ vom Unterhaltspflichtigen keinen, zu wenig oder nur unregelmäßig den ihnen gesetzlich zustehenden Unterhalt = Alimente! Jedem zweiten Unterhaltspflichtigen ist seine Verpflichtung offensichtlich gleichgültig.

Derzeit dauert es oft Monate bis Jahre, bis der Unterhalt der Kinder vom Gericht errechnet ist, weil beispielsweise die Einkünfte des Unterhaltspflichtigen verschleiert, frei erfundene Ausgaben zum Abzug gebracht, die Einkommensnachweise des Kindesunterhaltspflichtigen verspätet abgegeben werden usw.

In dieser Zeit sind Alleinerziehende häufig auf die unerlässliche Unterstützung ihrer Familien und FreundInnen angewiesen, um die Kinder und sich aus finanzieller Sicht einigermaßen über die Runden zu bringen. 

Für den Unterhaltspflichtigen jedoch bleiben seine Unterhalts-Schulden meist ohne Konsequenzen: Mit ein Grund dafür, dass jedes zweite Kind nicht dem ihm zustehenden Unterhalt erhält.

Immer mehr Kinder und deren alleinerziehende Mütter sind von Armut bedroht 

Es ist selbstverständlich, dass der betreuende Elternteil – zumeist sind das Frauen – einen Job annimmt, der sich mit den Kindern vereinbaren lässt. Viele Frauen arbeiten deshalb nur Teilzeit, nehmen auch die negativen Auswirkungen auf ihre Pension zugunsten der Kinder in Kauf. Ebenso muss es selbstverständlich sein, dass Elternteile, welche ihre Unterhaltspflicht verletzten – fast ausschließlich sind das Männer – beansprucht werden.

Schardax: „Die Willkür so vieler Unterhaltspflichtiger darf nicht länger zum Armutsrisiko für Kinder werden! Das Unterhaltsgesetz muss zum Schutz der Kinder dringend reformiert werden! Der den Kindern zustehende Unterhalt dient deren Existenzsicherung!“ Und weiter: „Um die Zahlungsmoral der Unterhaltspflichtigen gegenüber ihren Kindern anzuheben, sollten als Sofort-Maßnahme die im Unterhaltsgesetz nötigen Veränderungen angestrengt werden!“ 

Schardax ist der Ansicht, dass…  

· durch eine anzustrebende Gesetzesänderung der KindesunterhaltsSÄUMIGE ab BERECHTIGTER Unterhaltsklage eine aliquot auf sein Jahresnettoeinkommen aufgerechnete Sonderzahlung in einen staatlichen Fond zur Existenzerhaltung der armutsgefährdeten Kinder von Alleinerziehenden einzahlen muss.

· Auch die gesetzlich bereits verankerten 4% Verzugszinsen für die Kindesunterhaltsschulden sollten künftig automatisch und nicht erst auf Antrag des betreuenden Elternteils in die gerichtlich errechnete Unterhaltsnachzahlung eingerechnet werden.

· Zudem ist anzustreben und zu fixieren, dass die gerichtliche Kindesunterhaltserrechnung nicht länger als 4 Monate dauern darf. Im Fall, dass der Unterhaltspflichtige durch Verschleierungen, Tricksereien etc. die gerichtlichen Erhebungen bzgl. der Kindesalimente in diesem vorgesehen Zeitraum behindert, muss der Unterhaltspflichtige ebenfalls von seinem Jahresnettoeinkommen abhängige Sonderzahlungen an o.a. Fond leisten. 

· Bei plötzlicher Veränderung der Einkommensverhältnisse des Kindesunterhaltspflichtigen beispielsweise durch Arbeitslosigkeit, geringeres Einkommen etc. teilt Schardax die Meinung mit etlichen anderen Elternteilen, dass durch eine gesetzliche Änderung künftig der Unterhaltspflichtige den Nachweis zu erbringen hat, dass seine Arbeitslosigkeit unverschuldet bzw. das plötzlich geringere Einkommen durch Jobwechsel aus triftigen Gründen (ärztliches Attest) erfolgt. Andernfalls wird die bereits jetzt juristisch verankerte Anspannungstheorie auch ohne rechtsanwaltlichen Aufwand streng judiziert wird.

· Um die Ermittlung des Kindesunterhaltes für das Pflegschaftsgericht zu erleichtern und zu beschleunigen, ist nach Meinung von Schardax auch eine direkte Vernetzung des Pflegschaftsgerichts mit Finanzamt, Krankenkassa etc. anzustreben.

So viele Scheidungskinder und deren Mütter leben in bzw. von Armut bedroht! 

„Durch die gesetzliche Diskriminierung von Kindern und Alleinerziehenden (überwiegend Frauen) wird derzeit noch immer der Zahlungsunwilligkeit der Unterhaltspflichtigen Vorschub geleistet! Diese gesellschaftlich miserable Situation muss umgehendst politisch gelöst werden!“ gibt Schardax abschließend zu bedenken.     

Im Bezirk Steyr-Land ist für die Grünen noch viel zu holen

Im Bezirk Steyr-Land konnten die Grünen erst sehr spät Fuß fassen. Zwar gab es schon in den 80er Jahren eine starke grünnahe Bewegung rund um den Protest im Reichraminger Hintergebirge (geplanter Schießplatz und geplantes Speicherkraftwerk). Die stärker werdende Umweltbewegung konnte in den 80er Jahren diese Umweltsünden verhindern. Letztendlich wurde aus dieser Region das Herzstück des Nationalparks Kalkalpen.

Im Zuge dieser Auseinandersetzung formierten sich im Bezirk Steyr-Land zahlreiche Bürgerinitiativen, die dem Grünen Milieu zuzurechnen sind. Aber erst bei der Gemeinderatswahl 1997 kandidierte mit den Garstner Grünen erstmals eine Grüne Gemeindegruppe für den Gemeinderat. Nach dieser Wahl wurde die Grüne Bezirksorganisation Steyr-Land gegründet, die sich u.a. um den weiteren Gemeindegruppen-Aufbau kümmerte: Bei der Gemeinderatswahl 2003 traten schon drei Grüne Listen an, die alle sehr schöne Erfolge einfahren konnten: Die Grünen Aschach/Steyr erreichten beim ersten Antreten gleich 18 Prozent (4 Mandate), die Grünen Garsten mehr als 11 Prozent (3 Mandate) und die Grünen Rohr 7,6 Prozent (1 Mandat).

Bei den gleichzeitig stattfindenden Landtagswahlen zeigte sich, dass es für die Grünen im Bezirk Steyr-Land noch großes Potenzial gibt. – Mit 7,87 Prozent lagen die Grünen im gesamten Bezirk Steyr-Land unter dem Landesschnitt von 9,06 %. In einigen Gemeinden erzielten die Grünen aber schon beachtliche Ergebnisse.

	Aschach an der Steyr          
	12,71

	Garsten                       
	11,96

	Dietach                       
	10,24

	St. Ulrich bei Steyr           
	9,91


(Ergebnis der Grünen bei der LTW03)

Seit März 2004 ist Sabine Schardax, Gemeinderätin in Aschach/Steyr, Bezirkssprecherin im Bezirk Steyr-Land. Zur Seite steht ihr ein aktiver Bezirksvorstand, der sich vor allem dem Austausch zwischen den drei Grünen Gemeindegruppen und den Grünen Steyr widmet. Auch zu den zahlreichen Bürgerlisten im Bezirk werden gute Kontakte gehalten. Zudem werden in Zusammenarbeit mit den Gemeindegruppen Aktionen gesetzt und Veranstaltungen organisiert.

Bereits bei den letzten Wahlen (Europaparlamentswahlen 2004) zeigte sich ein deutlicher Aufwärtstrend für die Grünen im Bezirk Steyr-Land. So konnte erstmalig in der Geschichte der Grünen im Bezirk ein zweistelliges Ergebnis erzielt werden (10,04%). In zahlreichen Gemeinden gab es ein zweistelliges Grünes Ergebnis:

	Garsten                       
	15,25

	Aschach an der Steyr          
	14,78

	St. Ulrich bei Steyr           
	12,90

	Rohr im Kremstal              
	12,67

	Weyer-Markt                   
	11,97

	Pfarrkirchen bei Bad Hall     
	11,69

	Dietach                       
	11,60

	Adlwang                       
	10,82

	Losenstein                    
	10,23

	Bad Hall                      
	10,12


 (Ergebnis der Grünen bei der EP-Wahl04)

Erklärtes Ziel der Bezirkssprecherin Sabine Schardax ist für die nächsten Jahre der weitere Gemeindegruppen-Aufbau: „In einigen Gemeinden gibt es schon InteressentInnen, die mit dem Gedanken einer Grün-Kandidatur spielen. Bei der Gemeinderatswahl 2009 werden dann hoffentlich viele zusätzliche Grüne Gemeindegruppen kandidieren.“ Nächstes konkretes Ziel ist die Nationalratswahl im Herbst dieses Jahres. Schardax: „Wir wollen natürlich zu einem sehr guten Ergebnis der Grünen auf Bundesebene beitragen und auf Bezirksebene wieder ein zweistelliges Ergebnis erzielen.“ Dafür müsste das Ergebnis von der Nationalratswahl 2002 (6,7 %) deutlich übertroffen werden. 
Rückfragehinweis: Dietmar Spöcker, Pressereferent Grüne OÖ., 0664 / 83 17 535


